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Keine Vorteile für die Wirtschaft Seite 5
Professor Hans Geiger widerlegt das Argument, ein Schengen-Beitritt bringe wirtschaftliche Vorteile.

Keine vergoldete Zukunft für Scheininvalide Seite 9
Nationalrat Caspar Baader über eine Verwendung der Goldreserven für die Invalidenversicherung.

Irreführung bei den Einbürgerungen Seite 8
Generalsekretär Gregor A. Rutz über irreführende kommunale Abstimmungen bei den Einbürgerungen.

Am kommenden Wochenende stimmt die Schweiz über den Schengen-Beitritt ab.
Noch ist alles offen! Umso wichtiger ist es jetzt, dass Sie in Ihrem Umfeld alle dazu
bewegen, ihre Stimme gegen Schengen in die Urne zu legen. Noch einmal präsentie-
ren wir Ihnen in dieser Ausgabe neue und wichtige Tatsachen rund um die sicherheits-
und neutralitätsgefährdende Schengen/Dublin-Vorlage.  Seiten 4 - 7

Es ist 5 vor 12!
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Stadler Bussnang AG
CH-9565 Bussnang

Telefon +41 (0)71 626 20 20
E-Mail stadler.bussnang@stadlerrail.ch

www.stadlerrail.com

Damit Bahnfahren Spass macht.

Bundespräsident Samuel Schmid
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Demokratie,Demokratie,
Globalisierung, IdentitätGlobalisierung, IdentitätGlobalisierung, Identität
Dreimal hat die Staatsform der Demokratie in der Weltgeschichte eine Blütezeit gekannt, im
alten Athen, während der Renaissance, in der Gegenwart. Als Bürgerinnen und Bürger einer
Eidgenossenschaft, deren demokratische und republikanische Wurzeln bis in die Renaissance
zurückreichen, dürfen wir uns über den gegenwärtigen weltweiten Siegeszug der besten aller
Staatsformen von Herzen freuen. Eine demokratischere Welt ist nicht unbedingt eine
friedlichere Welt, aber doch eine Welt, in der bessere politische Voraussetzungen für den
Frieden bestehen.

Zunehmender Wohlstand, also bessere wirtschaftliche Voraussetzungen für den Frieden, setzt eine blühende Weltwirtschaft
und damit eine konfliktarme Welt voraus. Der Triumph der Demokratie führt gleichzeitig zu einer besser informierten
Weltöffentlichkeit. Dieser höhere Informationsgrad fördert die Migration, welche durch Erlasse und Massnahmen immer
nur ein klein wenig eingedämmt, aber nicht aufgehalten werden kann. Wer will in den Armutswinkeln des Globus bleiben,
wenn er sich anderswo ein besseres Leben verspricht? Umgekehrt fördert der Kapitalexport aus reichen Ländern neue, im
lokalen Vergleich besser bezahlte Arbeitsplätze in armen Staaten. Der freie Kapitalverkehr dämpft besser als alle staatlichen
Massnahmen die Migration, um den Preis der laufenden Einebnung der bestehenden und stets neu zutage tretenden
wirtschaftlichen Unebenheiten.

Führt diese Entwicklung zu einer immer mehr an der jeweils besten, will sagen nach Kosten und Wirkung optimierten
Methode eingerichteten Welt? Bedeutet „best practice“, weltweit durchgesetzt, globale Monotonie? Die kurze Antwort
auf diese beiden Fragen lautet Ja. Umso wichtiger ist es, zur kulturellen und politischen Identität Sorge zu tragen. Initiative
und Referendum, Gemeindeautonomie und Föderalismus, Konkordanzsystem und eine an der Sache, weder an Personen
noch an Ideologien, orientierte politische Kultur sind uns je länger, desto weniger geschenkt. Nur wenn wir sie pflegen,
können wir sie der nächsten Generation weitergeben. Dies sollten wir, denn was sonst lässt es zur besonderen Freude
werden, in der Schweiz zu Hause zu sein?
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S Vom Schengen-Gegner

zum EU-Turbo
Die Entscheidung ist nicht schwer gefallen: den FETTNAPF
DES MONATS erhält ohne Gegenstimmen Herr Dr. iur.
Markus Notter, seines Zeichens FDP-Regierungsrat des
Kantons Zürich, für seine Wendehalspolitik in der
Schengen/Dublin-Frage und im Besonderen für seine
peinlichen Ausraster in der Schengen-Abstimmungs-Are-
na auf SFDRS.

Notters Gesinnungswandel im Abstimmungskampf über
Schengen/Dublin erinnert an ein Fähnlein im Wind. Sei-
ne emotionalen Ausrutscher im Schweizer Fernsehen wer-
fen Fragen auf.

Der Kanton Zürich wäre gut beraten gewesen, wenn man
statt Notter unserer SVP-Regierungsrätin Rita Fuhrer die
Arena-Teinahme erlaubt hätte. Stattdessen erhielt sie von
ihren Regierungskollegen einen Maulkorb umgehängt.

Würden wir die „Windfahne des Monats“ verleihen, hätte
er auch diese erhalten... Gute Besserung, Herr Notter!

Regierungsrat
Markus Notter (FDP / ZH)

StandpunktFrFremdes Recht -emdes Recht -emdes Recht -
massiver Sicherheitsverlustmassiver Sicherheitsverlustmassiver Sicherheitsverlust
Mit Schengen verliert die Schweiz an Souveränität und würde gezwungen, erstmals in
ihrer Geschichte fremdes Recht zu übernehmen, ohne mitentscheiden zu können.  Damit
geht die Schweiz einen grossen Schritt Richtung EU-Beitritt. Und nur, weil  man den Traum
vom EU-Beitritt in greifbare Nähe rückt, sind die Schengen-Befürworter auch bereit, ei-
nen massiven Sicherheitsverlust in Kauf zu nehmen. Doch diese Diskussion scheut die
politische Führung des Landes wie der Teufel das Weihwasser.

Allein bei der Übernahme von Schengen müssten wir auf Bundes- und Kantonsebene rund 1000 EU-Gesetzes- und
Verordnungsartikel übernehmen und zahlreiche Gesetze anpassen. Doch das steht im Bundesbüchlein nicht. Dort wird
suggeriert, es ginge nur um ein paar wenige Anpassungen. Da Schengen aber ein dynamischer Vertrag ist, muss die Schweiz
auch Weiterentwicklungen des Schengen-Rechts übernehmen, ohne dass sie mitentscheiden kann. Entschieden wird al-
lein von der EU. Will die Schweiz eine solche Neuerung nicht übernehmen, so muss sie befürchten, dass ihr die EU den
Schengener Vertrag aufkündigt. Faktisch wird die Schweiz deshalb ohne weiteres alle Neuerungen akzeptieren. Eine sol-
che Fremdbestimmung widerspricht unserem direkt-demokratischen Staatsverständnis. Und dafür wollen wir auch noch
einen Sicherheitsverlust in Kauf nehmen?

Es stellt sich die berechtigte Frage, weshalb die Schweiz überhaupt einen solchen Vertrag abschliessen will. Ein Vertrag,
der uns weniger Sicherheit und weniger Souveränität verschafft. Ein Vertrag, der uns nur Nachteile bringt. Die EU hat
zwingt uns nicht dazu, im Gegenteil: Es war der Bundesrat, der in Brüssel förmlich um einen Anschluss an Schengen
bettelte. Und es ist der Bundesrat, der nach wie vor das EU-Beitrittsziel verfolgt. Bereits nächstes Jahr will er einen Bericht
über die Vor- und Nachteile eines EU-Beitrittes vorlegen, damit die Diskussion über einen Vollbeitritt aufgenommen wer-
den könne. Eine Diskussion, die er jetzt vor der Abstimmung zu Schengen tunlichst vermeidet.

Nationalrat Ueli Maurer, Präsident SVP Schweiz
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SVP-
Delegierten-
versammlung
vom Samstag

20. August 2005
auf dem Säntis (AR)

Nicht ver  Nicht ver  Nicht vergessen! gessen! gessen!
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Hohe Folgekosten für Kantone
Wie man unlängst den Medien entnehmen konnte, erhielt die Zür-
cher SVP-Regierungsrätin Rita Fuhrer von ihren Regierungskollegen
einen Maulkorb, als sie vom Schweizer Fernsehen für die Schengen-
Abstimmungsarena angefragt wurde. Stattdessen wurde ihr FDP-
Kollege Markus Notter (früher Schengen-Gegner, heute Schengen-
Befürworter...) in die Arena-Sendung entstandt. Im folgenden Text
bezieht Rita Fuhrer Position zu ihrem Schengen-Maulkorb und er-
klärt, warum sie als Regierungsrätin nicht hinter einer Ab-
stimmungsvorlage stehen kann, die derart viele Fragen offen lässt.
Schon vor einiger Zeit hat
mich die Redaktion der „Are-
na“ angefragt, ob ich in der
Abstimmungssendung vom
13. Mai gegen Schengen/
Dublin antreten möchte – und
ich habe zugesagt. Leider ha-
ben meine Regierungskolle-
gen entschieden, dass nicht
ich, sondern mein erst später
eingeladener Kollege Markus
Notter im Fernsehen auftreten
soll. Man befürchtete, dass es
für die Zürcher Regierung
nicht förderlich sei, wenn
zwei amtierende Regierungs-
mitglieder gegeneinander an-
treten. Ich bedaure diesen
Entscheid, denn ich finde,
dass gerade in einer direkten
Demokratie einer ausgewoge-
nen und vollständigen Infor-
mation der Stimmbürger gros-
se Bedeutung zukommt. Die
Stimmbürger dürfen (und sol-
len) wissen, dass es auch Re-
gierungsmitglieder gibt, wel-
che Schengen kritisch gegen-
über stehen.

Hunderte von E-Mails, Fax-
mitteilungen und Briefe von
empörten Schweizerinnen
und Schweizern sind seither
bei mir, beim Sekretariat mei-
ner Kantonalpartei oder beim
Generalsekretariat der SVP
eingegangen. Noch nie wurde
die Schweiz einer dermassen
grossen Abstimmungskam-
pagne unterzogen, die selbst
vor der subtilen Beeinflussung
von Exekutivmitgliedern
nicht mehr halt macht. Poli-
zisten, Grenzwächter, Staats-
anwälte, abweichende Natio-
nalräte, ja sogar Regierungs-
räte und Bundesräte dürfen

nicht mehr offen und ehrlich
sagen, was sie von Schengen/
Dublin halten.

Offene Fragen
in den Kantonen

Was bedeutet Schengen für
die Kantone? Hier sind mas-
senhaft Fragen offen, wie dies
auch im Bericht der KdK vom
18. März 2005 über die Aus-
wirkungen von Schengen/
Dublin auf die Kantone nach-
zulesen ist. Im Waffenbereich
etwa muss mit einer massiven
Zunahme der Gesuche um
Erteilung von Waffenerwerbs-
scheinen und Ausnahmebe-
willigungen gerechnet wer-
den. Bezüglich des Daten-
schutzes müssen die kantona-
len Rechtsordnungen darauf-
hin überprüft werden, ob sie
im polizeilichen sowie im
nicht-polizeilichen Bereich
den für Schengen notwenigen
Anforderungen entsprechen.
Dass einige dieser Anpas-
sungen dem Referendum un-
terstehen, wird schlicht nicht
berücksichtigt und als „un-
wahrscheinlich“ abgetan.
Faktum ist: Während die Eid-
genossenschaft während Jahr-
hunderten ihren Bürgern ver-
traut und ihnen einen mündi-
gen Umgang mit ihrer Waffe
zugetraut hat, spürt man in
den Regelungen der EU ein er-
hebliches Misstrauen gegenü-
ber den Bürgern. Soll dies
wirklich unser neues Staats-
verständnis sein?

Die Schengen-Befürworter in
den Kantonen argumentieren

damit, dass für die „Schleier-
fahndungskontrollen“ nicht
mehr benötigte Grenzwächter
die Kantonspolizei verstärken
sollen. Doch jetzt liest man in
einer Information an die Teil-
nehmer der Kantonalen Kon-
ferenz der Justiz- und Polizei-
direktoren KKJPD, dass bei
einem Schengen-Ja „vom
Grenzwachtkorps nicht zu-
viel Personal zur Unterstüt-
zung der Kantonspolizei er-
wartet werden dürfe, da die-
ses weiterhin grösstenteils für
Bundesaufgaben eingesetzt
wird“. Als Regierungsrätin
stelle ich mir die Frage: „Was
gilt jetzt?“  Man sollte doch
wissen, ob wegen der „Schlei-
erfahndung“ ein grösserer
Kontrollaufwand entsteht als
heute. Und wenn ja, wo die
heute schon überlastete Poli-
zei die Personellen Ressour-
cen dafür hernimmt? Hier
drohen den Kantonen gewal-
tige Mehrkosten im Personal-
bereich. Wie passt das mit der
Ankündigung des Kantons
Zürich zusammen, wonach
bei der Polizei Einsparungen
gemacht werden sollen?
Selbst wenn kein grösserer
Kontrollaufwand entstünde,
stellt sich die Frage, ob die
„Schleierfahndung“  nicht
einfach zum blossen Papierti-
ger mutiert.

Grosse Kosten

Kommt Schengen, kommen
mit Sicherheit grosse Kosten
auf die Kantone zu. In den
Flughäfen Zürich und Genf
wird Schengen Umbauten für
mehrere Dutzend Millionen

erfordern, und auch personel-
le Fragen sind zu lösen. Für
das Personal wird ein erheb-
licher erstmaliger Ausbil-
dungsaufwand erwachsen so-
wie eine stetige Aus- und Wei-
terbildung notwendig sein.
Auch die technische Ausrüs-
tung muss angeschafft wer-
den. Über die genaue Steige-
rung des Personal- und Sach-
aufwandes kann man aber of-
fenbar noch nichts Definitives
sagen. Denkbar aber sei, dass
die Kosten anteilsmässig auf
Bund, Flughafenbetreiberin
und Kanton verteilt werden.
Schon gar nichts lässt sich of-
fenbar über die Kosten für die
Hardware des Schengen-In-
formationssystem SIS II sa-
gen. Alle Kantonspolizeikorps
müssten unter Schengen damit
ausgerüstet werden.

Meiner Ansicht nach sollten
die Kantone ihren Parlamen-
ten und Stimmbürgern reinen
Wein einschenken, und nicht
einfach Schön-Wetter-Prog-
nosen zu verbreiten. Schengen/
Dublin ist für mich eine
schlechte Abstimmungsvor-
lage, die zu viele Nachteile
bringt und zu viele Fragen of-
fen lässt.

Regierungsrätin
Rita Fuhrer, Zürich
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Keine Vorteile für die Wirtschaft

Prof. Hans Geiger,
Swiss Banking Institute, Zürich
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VG„Die Teilnahme an Schengen bringt wirtschaftliche Vorteile“,
schreibt der Bundesrat im Abstimmungsbüchlein zur Volksabstim-
mung vom 5. Juni. Selbst unter den Befürwortern sind die Meinun-
gen jedoch geteilt. SP-Präsident Hans-Jürg Fehr sagt: „Schengen ist
qualitativ anders gelagert als alle anderen bilateralen Abkommen.
Diese haben vor allem ökonomischen Charakter. Schengen hinge-
gen betrifft einen Kernbereich der staatlichen Tätigkeit, und des-
halb hat es auch eine andere Qualität bezüglich Öffnung: Das ist
für die SP wichtig, weil die SP für den Beitritt zur EU ist.“
Bundesrat Joseph Deiss wi-
derspricht in einem Interview
in der „Weltwoche“: „Das Pa-
ket hat enorme ökonomische
Bedeutung in zweifacher Hin-
sicht. Ganz direkt profitieren
der Tourismus (gemeinsame
Visa-Regelung) und der Fi-
nanzplatz (Sicherung des
Bankgeheimnisses).“

Sicherheit
und Tourismus

Der Dachverband der Wirt-
schaft, Economiesuisse, nennt
in seiner Broschüre „Mehr
Sicherheit für die Schweiz“
drei wirtschaftliche Argumen-
te: Erstens bringe das Abkom-
men mehr Sicherheit, und das
sei ein wichtiger Standort-
faktor. Zweitens würden sich
durch die Schengen-Visa kon-
krete wirtschaftliche Vorteile
für den Tourismus ergeben.
Drittens profitiere der Finanz-
platz dank der Anerkennung
des Bankgeheimnisses. Diese
drei Themen werden im Fol-
genden untersucht.

Die mit Schengen verbunde-
ne Aufhebung der Personen-
kontrollen an der Grenze
schwächt die Sicherheit. So
sehen das auch die Engländer
und die Iren, die aus Sicher-
heitsgründen dem Schenge-
ner Abkommen nicht beige-
treten sind. Die offiziellen
Statistiken zeigen, dass das
Verkaufsargument Sicherheit
unhaltbar ist. Das schweize-
rische Grenzwachtkorps ver-
haftete im Jahre 2004 an der
Grenze über 35‘000 Personen.

Zusätzlich wurden rund 90‘000
Personen zurückgewiesen.
Diese Leistungen können im
Falle eines Schengen-Beitritts
nicht mehr erbracht werden,
denn Schengen verbietet alle
systematischen Personen-
kontrollen im Zusammen-
hang mit dem Grenzübertritt
ausdrücklich. Als neue Mittel
stünden Schleierfahndung
und ein allgemeines Über-
wachungsregime zur Verfü-
gung. Die EU plant die Ein-
führung der elektronischen
Registrierung der Verbin-
dungsdaten aller Einwohner
bei Telefon, E-Mail und Inter-
net. Alt-SP-Präsident Peter
Bodenmann charakterisiert
dieses Konzept zu Recht als
„flächendeckenden europäi-
schen Schnüffelstaat“.

Die von den Befürwortern als
Argument angeführten Erfol-
ge der Schengener Sicher-
heitsdatenbank SIS sind be-
scheiden. 2003 wurden in
Deutschland dank ausländi-
scher SIS-Ausschreibungen
gerade einmal 156 Personen
verhaftet. Zudem zeigen die
Kriminalitätsstatistiken, dass
die innere Sicherheit der
Schweiz mit der Preisgabe der
Personenkontrollen leiden
würde. Im gegenwärtigen
Schengen-Raum gibt es pro
Kopf der Bevölkerung rund
70% mehr Polizisten als bei
uns. Trotzdem ist die Krimi-
nalitätsrate 20 bis 30% höher.
Der Beitritt zu Schengen wür-
de die innere Sicherheit der
Schweiz verschlechtern.

Die Aussagen von Franz Stei-

negger, Präsident des Schwei-
zer Tourismus-Verbandes, in
der Werbeschrift von Eco-
nomiesuisse sind ebenso
falsch: Der Fremdenverkehr
könne von der wachsenden
Gästeschar aus Ländern wie
China, Indien oder Russland
nur profitieren, wenn wir das
Schengener Touristenvisum
akzeptierten, und das setze
voraus, dass die Schweiz dem
Schengen-Abkommen beiträ-
te. Steinegger verschweigt,
dass die Schweiz auch ohne
Beitritt von sich aus entschei-
den kann, Schengen-Visa aus
beliebigen Ländern zu akzep-
tieren. Er verschweigt auch,
dass die Schweiz bereits heu-
te Schengen-Visa aus sieben
Ländern anerkennt, darunter
Saudi-Arabien, Kuwait und
Thailand. Die Allianz der
Befürworter setzt auf das blin-
de Vertrauen der Stimmbürger
in politisch angesehene Per-
sönlichkeiten. Wie fair diese
mit Fakten umgehen, scheint
weniger wichtig zu sein. Ein

Schengen-Beitritt wäre für
den Tourismus irrelevant.

Bankgeheimnis

Eines der wichtigsten bundes-
rätlichen Ziele beim Beitritt
zum Schengen-Abkommen ist
es, „das Bankgeheimnis zu
wahren“. Das sei gelungen. So
erklärte Bundesrat Deiss
stolz: „Das bedeutet, dass wir
im Kern das Bankgeheimnis
völkerrechtlich verankert ha-
ben. Das ist ja das Fantasti-
sche.“ Und Economiesuisse
lobt: „Tatsächlich ist es gelun-
gen, dass das Bankkunden-
geheimnis auch mit Schengen/
Dublin staatsvertragliche An-
erkennung findet.“

Fortsetzung auf Seite 6
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ländischer Steuerhinterzieher
akzeptieren würde, brächte
der Schengen-Beitritt der
Schweiz keinen Vorteil: In
beiden Fällen leistet die
Schweiz auch in Zukunft kei-
ne Rechtshilfe. Damit ist
Schengen für den Finanzplatz
irrelevant. Die sprachliche
Unbedarftheit aber schadet
dem Ansehen der Schweiz.

Diese Fakten sind den Bun-
desräten, der Verwaltung und
Economiesuisse bekannt.
Doch wollen sie die Zustim-
mung des Stimmbürgers mit
Propagandamacht erzwingen.
Beim überforderten Parla-
ment war der Bundesrat er-
folgreich: In einer Rekordzeit
von drei Tagen wurden neun
komplexe bilaterale Dossiers
durchgepeitscht. In der öffent-
lichen Diskussion ist es den
Bundesräten mit wirtschaftli-
chen und sicherheitspoli-
tischen Scheinargumenten
bisher gelungen, von der ent-
scheidenden Frage abzulen-
ken: Wie viel Autonomie ver-
bleibt der Schweiz im Falle
eines Ja? Sehr wenig.

Nicht nur in der Weiterent-
wicklung des Schengen-
Rechts, sondern auch seiner
Auslegung durch unsere Ge-

Was meinen sie damit? Offen-
sichtlich nicht das, was im
Bankengesetz steht. Gemäss
der Website des Aussenmini-
steriums schützt das Schwei-
zer Bankgeheimnis „die Infor-
mationen der Bankkunden
vor dem Zugriff durch Priva-
te und Behörden. Es ist, ähn-
lich wie das Berufsgeheimnis
der Ärzte und Anwälte, Aus-
druck des Schutzes der Privat-
sphäre der Bürgerinnen und
Bürger.“ Es soll also auch vor
dem Schnüffelstaat schützen.
Der Begriff Bankgeheimnis
findet sich in der bundes-
rätlichen Botschaft mehr als
zwanzig Mal, in den Vertrags-
texten mit der EU gibt es ihn
nicht. Wenn das Bankgeheim-
nis im Vertrag nicht erwähnt
wird, kann es auch nicht „völ-
kerrechtlich verankert“ sein.
Es geht dem Bundesrat nicht
um den Schutz der hehren
Privatsphäre, sondern um den
Schutz der Steuerhinterzie-
hung.

In der Botschaft steht zum
Thema Rechtshilfe bei der
Hinterziehung direkter Steu-
ern Folgendes: Die Rechtshil-
fe kann verweigert werden,
„wenn in Bezug auf eine straf-
bare Handlung eine Sanktion
von einer Behörde ausgespro-

chen wird, gegen deren Ent-
scheid nicht ein Strafgericht
angerufen werden kann“. Die
Diskrepanz zwischen dem
Begriff Bankgeheimnis, wie er
im Abstimmungskampf ver-
wendet wird, und einer Ver-
fahrensklausel des Schengen-
Rechts zeigt, dass sich der
Bundesrat in seiner Kommu-
nikation dazu verleiten liess,
das Bankgeheimnis mit der
Nichtverfolgung ausländi-
scher Steuerhinterzieher
gleichzusetzen.

Die Gegner des Bankgeheim-
nisses werden es ihm danken.
Solche Gegner sind der fran-
zösische Staatspräsident Chi-
rac und der deutsche Bundes-
kanzler Schröder, die beide
kurz nach Unterzeichnung
des Schengener Abkommens
am diesjährigen WEF in Da-
vos dem schweizerischen
Bankgeheimnis den Kampf
ansagten, ebenso das Global
Forum of Taxation der OECD,
in dem viele EU-Länder gegen
das Bankgeheimnis kämpfen.

Falscher Begriff

Selbst wenn man die Gleich-
wertigkeit von Bankgeheim-
nis und Nichtverfolgung aus-

Hans Geiger ist Professor für
Bankwirtschaft an der Uni-
versität Zürich und Mitglied
des Wirtschaftskomitees
Personenfreizügigkeit Ja –
Schengen Nein.

Dieser Artikel erschien in
der Ausgabe der „Finanz
und Wirtschaft“ vom Sams-
tag, 14. Mai 2005

richte und Behörden verbleibt
der Schweiz am Schluss nur
die Wahl zwischen vollständi-
ger und wortgetreuer Umset-
zung und Kündigung des ge-
samten Abkommens. Damit
sind wir wieder bei der Aus-
sage der SP: Schengen betrifft
Kernbereiche des schweizeri-
schen Staats. Und in diesen
führt es zu einem schleichen-
den Souveränitätsverlust
durch die Übertragung staat-
licher Schlüsselkompetenzen
an Brüssel.

Die Analyse zeigt, dass der
Beitritt zu Schengen wirt-
schaftlich keine Vorteile
bringt. Das steht im Wider-
spruch zu den Behauptungen
des Bundesrats.

Erfolg ist planbar. Wie? Die Gratisbroschüre

 „Das Erfolgsgeheimnis“
gibt Auskunft. Sofort anfordern!

Von Hans Müller, Heimatweg 1, 5040 Schöftland

Inserat

Bundesrat 4 : 3 für Schengen -
warum diese Geheimniskrämerei?

(SVP) Nach Ansicht des Bun-
desrates ist das Kollegiali-
tätsprinzip eine „Geheim-
sache“. Die SVP wehrt sich
gegen diese Geheimniskrä-
merei. Der Bundesrat ist kein
Geheimclub, sondern er ist
dem Souverän Rechenschaft
schuldig für seine Arbeit. Das
Volk hat Anspruch auf die
Wahrheit und nichts als die
Wahrheit.

Man wird den Eindruck nicht
los, dass hier Verantwortlich-
keiten vertuscht und politi-
sche Meinungen verwedelt
werden sollen. Einzelne De-
partementsvorsteher ver-
schanzen sich hinter dem

Kollegialitätsprinzip, um eige-
ne politische Ziele durchset-
zen zu können. In einer direk-
ten Demokratie dürfen unter-
schiedliche Meinungen nicht
unterdrückt und verheimlicht,
sondern sollen ausdiskutiert
werden.

Mit Fug und Recht fragen sich
immer mehr Stimmbürger,
warum der Bundesrat um kei-
nen Preis Transparenz in Be-
zug auf den Schengen-Ent-
scheid herstellen will. Dabei
hat z.B. die Weltwoche bereits
im Sommer 2004 veröffent-
licht, dass das Dossier
„Schengen/Dublin“ nur eine
knappe Mehrheit der Landes-

regierung hinter sich vereinen
konnte. Besagter Zeitung
konnte entnommen werden,
dass die Bundesräte Merz,
Schmid und Blocher das
Schengener Übereinkommen
abgelehnt haben. Der Ent-
scheid ist also mit 4:3 Stim-
men gefallen.

Das knappe Stimmenver-
hältnis erstaunt nicht, da es
bei Schengen/Dublin letztlich
um den ersten Schritt zum
EU-Beitritt geht und die Bun-
desräte Schmid, Merz und
Blocher den EU-Beitritt be-
kanntlich ablehnen. Umso
mehr erstaunt der rasche
Gesinnungswandel einzelner

Bundesräte.

Das Kollegialitätsprinzip und
Transparenz über die Ent-
scheidungen im Bundesrat
schliessen sich nicht aus. Das
Kollegialitätsprinzip darf je-
doch nicht dazu missbraucht
werden, um missliebige Mei-
nungen auszuschalten, nur
um den EU-Beitritt der
Schweiz forcieren zu können.
Dies ist einer Demokratie un-
würdig.
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Unter dem Strich
bleibt ein klares NEIN
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VGAlle Asylbewerber, die in einem EU-Land bereits registriert wur-
den, sollen dank Schengen/Dublin von der Schweiz dorthin zurück
geschickt werden können. So will es das Dublin-Abkommen. Doch
leider fallen mit Schengen die Grenzkontrollen weg. Die kleine Men-
ge Asylbewerber, die tatsächlich zurück geschoben werden könn-
te, wird um ein Vielfaches von der Zahl derer wettgemacht, die
wegen den offenen Grenzen direkt und illegal in die Schweiz ein-
wandern.
Das ist nicht eine Behauptung
eines Schengen-Gegners aus
dem Neuenburgischen, das ist
leider Realität. Dies zeigen die
Erfahrungen unserer Nach-
barländer. Zum Beispiel
Deutschland: Hier hat das
Bundesamt für Flüchtlinge
und Migration in Nürnberg
soeben die aktuellen Zahlen
für das Jahr 2004 publiziert:
Deutschland konnte im Jahr
2004 auf Grund des Dublin-
Abkommens 2‘765 Asylbe-
werber an andere Schengen-
Länder überstellen. Gleich-
zeitig musste Deutschland
wegen Dublin allerdings 2‘681
Asylbewerber von anderen
Schengen-Ländern zurück
nehmen. Man rechne:
Deutschland konnte 2‘765
Asylbewerber abgeben und
musste 2‘681 zurück nehmen.
Bleiben 84 Asylbewerber, die
Deutschland mehr abschie-
ben konnte als es zurückneh-
men musste. 84 Asylbewerber
in diesem grossen Land. Und
für diese gewaltige EU-
Flüchtlingsbürokratie muss-
ten 32 Vollzeitbeamte wäh-
rend dem vergangenen Jahr
ganze 13‘999 Rücknahme-
gesuche bearbeiten. Leider
bringt die schöne Idee Dublin
bis jetzt mehr Bürokratie und
Kosten als Nutzen.

Die gemäss der bundesrät-
lichen Botschaft (Seite 6232)
von Schengen/Dublin erhoff-
ten Einsparungen von 73 Mil-
lionen werden nicht eintreten.
Dies hat auch der zuständige
Departementsvorsteher einge-
räumt: Diese Zahl ist eine op-

timistische Vermutung, die
schlicht nicht belegt werden
kann. Der Bundesrat hat
Schengen/Dublin in seiner
Botschaft als finanzpolitisch
sehr interessant verkauft, in-
dem er in der Abrechnungs-
tabelle den willkürlich ge-
wählten Betrag von 73 Milli-
onen einsetzte. In der Fuss-
note wird die Rechnung er-
klärt, ich zitiere: „Diese Schät-
zungen beruhen auf der An-
nahme einer leichten Zunah-
me der Asylgesuche, eines
Anteils von Zweitasylge-
suchsteller von 20 Prozent
sowie einer jährlichen Belas-
tung von 14‘000 Franken pro
Gesuchsteller.“ Wenn wir nun
aber die Asylzahlen anschau-
en, ist schon mal zu sagen,
dass diese seit Erstellung der
Botschaft nicht gestiegen,
sondern gesunken sind. Neh-
men wir die Zahl von 14’248
Personen im Asylverfahren
des Jahres 2004 und erstellen
die Rechnung mit den ge-
nannten 20 Prozent kämen
wir lediglich auf 40 Millionen,
die eingespart werden könn-
ten – also die Hälfte! Sie se-
hen: Die Rechnung der Ver-
waltung ist unzuverlässig und
unseriös, nach oben wie nach
unten.

Schengen/Dublin könnte ein
teures Unterfangen werden; es
bringt uns in jedem Fall mehr
Kosten als Einsparungen. Ein
grosser Teil der Kosten entste-
hen durch die Einrichtung des
Schengener Informations-
system SIS, das beträchtliche
Investitionen notwendig

macht. Die SVP hat eine dies-
bezügliche Zusammenarbeit
ja nie abgelehnt (Stichwort
„Schengen light“). Man darf
aber den Nutzen des SIS auch
nicht überbewerten: Bisher
erfolgten wenig Verhaftungen
im Schengen-Raum auf
Grund des SIS: Das deutsche
Bundesministerium des
Innern vermeldet für das Jahr
2003 lediglich 156 Festnah-
men auf Grund des SIS. Von
den total rund 210‘000 Fest-
nahmen, die in Deutschland
pro Jahr erfolgen, sind also
weniger als 1 Promille
aufgrund des SIS erfolgt. Um-
gerechnet auf die Schweiz
könnte aufgrund des SIS also
mit jährlich 11 bis 14 Festnah-
men gerechnet werden. Nach
sorgfältiger Abwägung der
Pro- und Contra-Argumente
bleibt unter dem Strich ein
klares „Nein“ zu Schengen/
Dublin.

Ist die EU-Verfas-
sung überhaupt

verdaulich?

Als Volksvertreter aus der
Suisse Romande interessieren
mich natürlich immer auch
die Erfahrungen Frankreichs
mit der EU. Am kommenden
29. Mai werden die Franzosen
über die EU-Verfassung ab-
stimmen. Falls sich die jüngs-
ten Umfragen bewahrheiten,
werden unsere westlichen
Nachbarn das Vertragswerk
und politische Herzstück der
EU bachab schicken. Es sieht
so aus, als ob sich das franzö-

sische Volk hinters Licht ge-
führt vorkommt, was kein gu-
tes Omen ist. Das ist eigent-
lich kein Wunder. Nach der
Annahme des Abkommens
von Maastricht im Jahr 1992
musste das französische Volk
zur Kenntnis nehmen, dass
dieses Abkommen tief greifen-
de Auswirkungen auf das täg-
liche Leben nach sich zog:
Unternehmensrestrukturie-
rungen, Anpassung der Ar-
beitsverträge an die europäi-
schen Normen, völlig neue
Kriterien bei der Personalre-
krutierung usw. Die Liberali-
sierung der Märkte wirkte
sich insbesondere für die
Landwirtschaft katastrophal
aus. Die Preise sanken in den
Keller und mit ihnen die Ein-
kommen der französischen
Landwirte.

Während die Franzosen ernst-
haft an der EU zweifeln und
sich auch in Holland Kritik an
der EU-Verfassung breit macht,
liess der Präsident der FPÖ in
Österreich jüngst gar verlau-
ten, man müsse ernsthaft über
einen EU-Austritt nachden-
ken. Grossbritannien und Ir-
land sind zwar in der EU,
wollen aber bis heute nichts
von Schengen wissen. Nur die
Schweiz glaubt immer noch,
alles was aus Brüssel kommt
sei wie Gold. Ich bin über-
zeugt, dass die Schweizerin-
nen und Schweizer am 5. Juni
ein mutiges und wohlüberleg-
tes NEIN zu Schengen/Dub-
lin in die Urne legen.

Nationalrat Yvan Perrin,
La Côte-aux-Fées (NE)
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Einbürgerungen: Irreführende
kommunale Abstimmungen

würdig. Aus diesem Grund ist
der umstrittene Bundesge-
richtsentscheid zur Einbürge-
rungspraxis gefährlich für die
direkte Demokratie der Schweiz.

Verantwortung
an Kommissio-

nen abschieben?

Zwei Jahre nach dem fatalen
Fehlentscheid des Bundesge-
richtes ist es – v.a. in der
Deutschschweiz – Mode ge-
worden, Abstimmungen zur
Schaffung einer „Einbür-
gerungskommission“ durchzu-
führen. Eine Einbürgerungs-
kommission, so die Begrün-
dung der Gemeinderäte, kön-
ne besser auf die Bewerber
eingehen. Umgekehrt sei es
kaum möglich, Einbürge-
rungsgesuche in einer Ge-
meindeversammlung zufrie-
denstellend zu behandeln.

Der wahre Grund aber liegt
wahrscheinlich woanders:
Immer dann, wenn heikle
Entscheide anstehen, setzt
man gern eine Kommission
ein. So kann man die Frage
der Verantwortung abschie-
ben. Die Gemeinderäte riskie-
ren so keine schwierigen Ge-
meindeversammlungen und

Mit der Initiative „für demokratische Einbürgerungen“ setzt sich
die SVP dafür ein, dass – wie bisher – jede Gemeinde selbständig
entscheiden kann, welches Organ für die Entscheidung zur Erteilung
des Bürgerrechts zuständig ist. Gegen den Entscheid dieses Organs
soll kein Rekursrecht bestehen.
Es war nie umstritten, dass
demokratische Abstimmun-
gen über Einbürgerungen
sinnvoll und bewährt sind –
auch nicht im Zusammen-
hang mit dem Beschluss zur
Nachführung der Bundesver-
fassung. Ebenso war es immer
klar, dass die Bürgerrechtser-
teilung in der Schweiz nicht
nur ein einfacher Verwal-
tungsakt ist: Mit diesem Ent-
scheid wird schliesslich be-
stimmt, wer dem Souverän
angehören und damit die
Rechtsordnung gewährleisten
und weiterentwickeln soll. Bei
der Erteilung des Bürgerrechts
ist die Einschätzung darüber,
ob der Gesuchsteller mit den
Prinzipien des freiheitlichen
Rechtsstaates genügend ver-
traut (und einverstanden) ist,
von zentraler Bedeutung. Dies
zeigt die politische Dimensi-
on des Entscheids. Deshalb
war die Verleihung des Bür-
gerrechts schon immer ein
politischer Entscheid und
kein Verwaltungsakt.

Irreführender
Bundesgerichts-

entscheid

Bei politischen Abstimmun-
gen ist die Entscheidungsfrei-
heit der Stimmbürger für das
Funktionieren der Demokra-
tie von zentraler Bedeutung.
Aus diesem Grund besteht in
der Schweiz selbstverständ-
lich keine Begründungspflicht
für demokratische Entscheide
– dies wäre ja absurd. Wer eine
Begründungspflicht für demo-
kratische Entscheide fordert,
untergräbt letztlich das Recht
auf freie Meinungsäusserung
und damit das Fundament

unserer Demokratie. Aus die-
sem Grund ist auch die For-
derung des Bundesgerichts,
Einbürgerungsentscheide sei-
en zu begründen, falsch. Be-
gründet werden muss viel-
leicht die Nichtausstellung ei-
nes Führerausweises (Verwal-
tungsakt), sicher aber nicht
die Verweigerung des Bürger-
rechts (politischer Entscheid).

Der diesbezügliche Bundesge-
richtsentscheid beruht auf
keiner Verfassungsgrundlage.
Auch in der Bundesversamm-
lung kam im Rahmen der
Bürgerrechtsrevision keine
Mehrheit für eine Begrün-
dungspflicht zustande; ins-
besondere der Ständerat lehn-
te eine solche vehement ab.
Eine Begründungspflicht ist
mit einem freien, demokrati-
schen Entscheid unvereinbar
– noch nie mussten die Stimm-
bürger ihr Stimmverhalten
begründen! Zudem ist es fa-
tal, wenn letztlich Gerichte
über die Richtigkeit demokra-
tischer Entscheide befinden
können.

Eigenmächtige
Verfassungs-
interpretation

Wer Urnenabstimmungen
und Gemeindeversammlun-
gen vor gewissen demokrati-
schen Entscheidungen aus-
schliessen will, soll dies mit
einer Verfassungsänderung
demokratisch legitimieren.
Ein solches für unser System
einschneidendes Verbot ein-
zig auf die Ansicht einzelner
Professoren zu stützen (wie
dies das Bundesgericht tut),
ist unserer Demokratie un-

die neugeschaffene Kommis-
sion kann sich bequem auf
schriftliche Reglemente beru-
fen. Niemand ist für die Ein-
bürgerungspraxis der jeweili-
gen Gemeinde mehr verant-
wortlich.

Demokratische
Entscheide
sind besser

Eine Bürgerrechtskommis-
sion ist nie frei in ihren Ent-
scheiden, denn sie hat sich als
Behörde an genau vorgegebe-
ne Kriterien zu halten. Damit
entsteht faktisch ein An-
spruch für Ausländer auf Ein-
bürgerung. Der Einbürge-
rungsentscheid soll aber ein
freier, politischer Entscheid
bleiben und keine Verwal-
tungsverfügung werden. Aus
diesem Grund ist die Schaf-
fung von Einbürgerungskom-
missionen abzulehnen und
die Kompetenzzuteilung an
die Gemeindeversammlung
vorzuziehen. So muss auch
der Gemeinderat seine Verant-
wortung wahrnehmen und die
Einbürgerungsabstimmungen
für die Gemeindeversamm-
lung seriös vorbereiten.

Einbürgerungen: Was gilt?

1. Einbürgerungsentscheide sind demokratische Entscheide.

2. Eine Begründungspflicht besteht nicht. Der diesbezügliche
Bundesgerichtsentscheid ist nicht zu beachten, da er auf keiner
Verfassungsgrundlage beruht.

3. Die Einbürgerungen sollen nach Möglichkeit immer von der
Bürgergemeinde- oder Gemeindeversammlung vorgenommen
werden. Die Delegation dieser Entscheide an Behörden
(Kommissionen, Exekutive) ist fast immer die schlechtere
Variante.

Gregor A. Rutz,
Generalsekretär SVP



 Goldreserven 9

Keine vergoldete Zukunft
für Scheininvalide!
Die Bundesfinanzen befinden sich in einem katastrophalen Zustand.
Anstelle von umfassenden Reformen werden aber bisherige Miss-
stände beibehalten und letzte noch gefüllte Kassen, wie etwa die
ausserordentlichen Nationalbankgewinne, zur Alimentierung von
Missbrauch verwendet. Dies lehnt die SVP ganz klar ab.
Volksvermögen gehört dem
Volk. Die ausserordentlichen
Nationalbankerlöse gehören
in die AHV. Eine Zuteilung
der Goldreserven an die IV
verzögert nur die dringend
notwendigen einschneiden-
den Reformen und verschlim-
mert die Situation.

Alarmierende
Situation

Die politische Bilanz der letz-
ten 15 Jahre ist erdrückend.
Die Staatsquote stieg um
7.8% und die Brutto-Ver-
schuldensquote verdoppelte
sich beinahe! Seit der Annah-
me der Schuldenbremse durch
das Volk, sind die Bundes-
schulden um zusätzliche 39
Milliarden Fr. angewachsen!
Alleine für die Schuldzinsen
der gesamten öffentlichen
Hand werden wir im Jahr
2008 315 Fr. pro Sekunde be-
zahlen! Die Situation in der
Bundeskasse ist alarmierend –
doch anstelle von umfassen-
den Sanierungsmassnahmen
und tief greifenden Reformen
unternimmt die Mitte-Links-
Koalition im Parlament alles
nur Erdenkliche, um neue
Staatsaufgaben zu kreieren
und damit die Verschuldung
noch weiter ansteigen zu
lassen. Höhere Kinderzu-
lagen,  Mutterschaftsversi-
cherung, Kohäsionsfonds an
die EU, neue Hochge-
schwindigkeitsanschlüsse, die
kreativen Ideen gehen selbst
bis tief ins bürgerliche Lager
hinein selten aus. Leider stellt
sich niemand die Frage, wer
alle diese zusätzlichen Be-
gehrlichkeiten noch bezahlen
wird!

Raubzüge und
Plünderungen

Diese bedenkliche Situation
wird noch verschärft, da die
bestehenden Staatsleistungen
aufgrund negativer gesell-
schaftlicher und demographi-
scher Entwicklungen immer
mehr bedroht sind. Trotzdem
soll die AHV gemäss aktuel-
len Reformvorschlägen von
Bundesrat Couchepin durch
die Einführung von Vorruhe-
standsleistungen weiter aus-
gebaut werden und in der IV
berauben die Scheininvaliden
die Invaliden ihrer wohlver-
dienten Renten! Über 6 Milli-
arden Fr. beträgt das Loch in
der IV-Kasse und jedes Jahr
kommen 1.5 Milliarden neue
IV-Schulden hinzu. Doch an-
stelle grundlegend über die
Probleme in der IV nachzu-
denken, versuchen die ande-
ren Parteien unter der Füh-
rung der FDP, die letzte noch
vorhandene gefüllte Kasse zu
plündern. Dass jedoch solche
Raubzüge nicht nachhaltig
sind, zeigte sich spätestens
Ende der 90er-Jahre, als schon
einmal 3.7 Milliarden Fr. aus
einer noch nicht vollständig
geleerten Kasse, der EO, ge-
nommen und in die IV trans-
feriert wurden. Das Geld ver-
sickerte im Nu, die Probleme
wurden grösser statt gelöst
und die Kasse war (spätestens
nach Einführung der Mutter-
schaftsversicherung) leer!
Nun versucht die Mitte-
Links-Koalition einen ähnli-
chen Raubzug durch die
Schatzkammer der National-
bank. Doch Goldreserven
sind Volksvermögen. Volks-
vermögen gehört dem Volk

und soll demnach vollum-
fänglich dem Volk zu Gute
kommen. Daher ist für die
SVP die Verwendung für die
IV undenkbar. Volksvermö-
gen darf nicht zur Alimen-
tierung des IV-Missbrauchs
verwendet werden! Zuerst
muss die Scheininvalidität
wirksam bekämpft werden
und die IV einer umfassenden
Reform unterzogen werden.
Durch eine engere Definition
des Begriffs der Invalidität ist
die Zahl der bisherigen und
neuen Rentner massiv zu re-
duzieren. Ansonsten drohen
die Goldreserven in der IV zu
versickern wie seinerzeit die
3.7 Milliarden aus der EO.

Zweifelhalfte
Gründe

Seit 1990 hat sich die Anzahl
der IV-Rentner nahezu ver-
doppelt. Im Jahr 2003 hatte
die Schweiz über 271‘000 IV-
Rentner und es werden täglich
mehr! Mittlerweile ist jeder
20. im erwerbsfähigen Alter
stehende Einwohner der
Schweiz ein IV-Fall! Krank-
heiten wie etwa soziale Pho-
bie, Internet-Sucht, erhöhter
Cholesterinspiegel, Überge-
wicht, Weichteilrheumatis-
mus, Reizdarmsyndrom,
Schlafstörungen, Verstopfun-
gen, Burnout-Syndrom, Hy-
peraktivität, starkes Schwit-
zen, Entwurzelungssyndrom,
psychosoziale Depression
und Vitaminmangel sind heu-
te Begründungen zur Er-
langung einer IV-Rente. Ne-
ben diesen zweifelhaften
Invaliditätsgründen kommen
aber auch an sich berechtigte
Invaliditätsgründe wie etwa

Rückenbeschwerden oder
Schleudertraumata in immer
grösserem Ausmass vor, ob-
wohl die Unfallverhütung am
Arbeitsplatz und im Strassen-
verkehr grosse Fortschritte
machte. Der Anteil der Aus-
länder unter den IV-Bezügern
ist weit überdurchschnittlich.
All dies lässt den erheblichen
Missbrauch in der IV im Be-
reich von 20-40% klar erken-
nen.

Volksvermögen
gehört dem Volk!

Aus diesem Grund verlangt
die SVP eine tief greifende
ausgabenseitige Reform der
IV, welche sicherstellt, dass
das Missbrauchspotential auf
ein Minimum reduziert wird.
Nur so kann die IV für die
rechtmässigen Bezüger län-
gerfristig gesichert werden.
Gleichzeitig wird die Notwen-
digkeit neuer Finanzierungs-
quellen vermindert. Denn die
Erhöhung von Mehrwertsteu-
er und Lohnnebenkosten
schadet der Wirtschaft. Aber
eine Verscherbelung des
Volksvermögens in die IV
ohne nachhaltige Reform löst
die grossen Probleme dieses
Sozialwerks nicht, sondern
verzögert sie nur. Daher sol-
len die Goldreserven in die
AHV investiert werden, da sie
dadurch sämtlichen Bürgern
zu Gute kommen. Volksver-
mögen gehört dem Volk und
nicht den Scheininvaliden!

Nationalrat Caspar Baader,
Gelterkinden (BL)

Ph
ot

o:
 Z

VG



10 Sessionsvorschau

Der Schuldenberg wächst weiter
Die kommende Session wird überschattet vom Verlust des allseits
geschätzten Fraktionsmitglieds, Nationalrat Christian Speck aus
Oberkulm (AG), der uns überraschend und viel zu früh verlassen
hat. Kantonsrat Lieni Füglistaller aus Rudolfstetten (AG) hat sich
bereit erklärt, die Nachfolge in Bern anzutreten und wird sein Amt
noch in der Sommersession übernehmen.

Und was sonst im Nationalrat auch noch
zu denken und zu reden geben wird:

N 05.3225 n Mo. WAK-NR (03.447). Verschiebung der Einführung des neuen
Lohnausweises

Oh Wunder! Noch wird die öffentliche Hand auf die neuen Lohnausweise und die
höheren Steuereinnahmen müssen, und das Gewerbe bleibt vom Zusatzaufwand noch
für kurze Zeit verschont.

N 04.054 s Für Lebensmittel aus gentechnikfreier Landwirtschaft.
Volksinitiative (WBK)

Und wieder einmal treffen sich die Protagonisten zum „Mais im Bundeshuus“.

N 02.092 s Tierschutzgesetz (WBK)

Man fragt sich unweigerlich, wann die Tiere in der Schweiz besser geschützt sein
werden als die Menschen. Spätestens dann, wenn die Gesetze so weit gehen, dass
weder die Landwirtschaft noch die Forschung überleben können.

N 05.022 n Bekämpfung des Terrorismus. Europäisches Übereinkommen (RK)

Ein weiterer Versuch, dem Terrorismus mit Papier beizukommen. Warum bloss erinnert
das so an das Schengen Abkommen?

Etwas
weniger mehr
ausgegeben

Die Rechnung des Bundes
gibt auch dieses Mal keinen
Anlass zum Jubel, auch wenn
die Finanzkommission des
Ständerates sich zufrieden
darüber geäussert hat, dass die
Abweichungen zum Voran-
schlag und zur Rechnung 2004
nur gering sind. Tatsache ist,
dass der Fehlbetrag in der Bi-
lanz schon wieder gestiegen
ist und die Schulden um 3.
Mia. auf 126,7 Mia. gestiegen
sind.

Die Spezialkommission Ent-
lastungsprogramm des Natio-
nalrates hat immerhin zusätz-
liche Einsparungen im EP 04
beschlossen. Gegenüber den
Beschlüssen des Bundesrates

sollen in den nächsten drei
Jahren 453 Mio. mehr einge-
spart werden. Damit geht die
nationalrätliche Kommission
auch über den ständerätlichen
Vorschlag um 263 Mio. Fran-
ken hinaus. Mit diesen Be-
schlüssen würde der Bundes-
haushalt gegenüber dem Fi-
nanzplan 2006 um 1.17 Milli-
arden, 2007 um 1.92 Milliar-
den und 2008 um 2.08 Milli-
arden entlastet. Zusätzlich
gespart werden sollen na-
mentlich beim Sachaufwand
und der Informatik. Der An-
trag der SVP, auch bei der
Kulturförderung zu sparen,
unterlag mit Stichentscheid
von Präsident Randegger
(FDP)! Bleibt zu hoffen, dass
die Räte der nationalrätlichen
Lösung folgen werden, nach-
dem die SP schon in der Kom-
mission versucht hatte, das Ent-
lastungsprogramm zu kippen.

Das Loch
ohne Grenzen

Beide Räte werden sich mit
einem der Posten befassen,
der, über die Bevorschussung,
nicht budgetierte grosse Lö-
cher in unseren Bundeshaus-
halt reisst, nämlich die
Eisenbahngrossprojekte.
Zwar wurde der Durchstich
der NEAT mit einigen Verzö-
gerungen, aber nicht minder
vollmundig gefeiert. Dabei
sollte aber nicht vergessen
werden, mit welchen Belas-
tungen für künftige Generati-
onen der Bau verbunden ist.

Der Nationalrat wird die Än-
derung der Finanzierung der
Finöv-Projekte zu beraten
haben. Die Bevorschussungs-
limite soll nun von 4,2 auf 8,6
Milliarden Franken erhöht

Aliki M. Panayides,
stv. Generalsekretärin SVP

werden, wenn es nach dem
Willen der nationalrätlichen
Verkehrskommission geht!
Der Antrag der SVP, das Ge-
schäft zu verschieben bis die
vom Bundesrat für 2007 in
Aussicht gestellte Gesamt-
schau zur künftigen Entwick-
lung der Eisenbahngrosspro-
jekte und die Planung der Zu-
laufstrecken zur NEAT vor-
liegt, wurde in der Kommissi-
on abgelehnt.

Im Ständerat wiederum wer-
den die Kapazitätsanalyse der
Nord-Süd-Achsen und die
Fiannzierung der Trassen-
sicherung ein Thema sein.
Gemäss Botschaft des Bun-
desrates sollen die Strecken
geprüft werden, die bei der
1998 erfolgten Redimensio-
nierung der NEAT zurückge-
stellt worden sind. Die Ana-
lyse soll folgendes umfassen:

ein Vorprojekt der Linien-
führung Berg lang geschlossen
im Kanton Uri, einschliesslich
notwendiger geologischer
Sondierungen;

fundierte Analyse nach
bahnbetrieblichen, wirtschaft-
lichen und politischen Ge-
sichtspunkten der wichtigsten
NEAT-Strecken zwischen
Arth-Goldau und Lugano so-
wie zwischen Heustrich und
dem Rhonetal (entspricht den
zurückgestellten Strecken aus
dem Perimeter NEAT-Voll-
ausbau);

Fortsetzung auf Seite 11
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Aufzeigen von Engpässen
und Erstellen einer Priori-
tätenliste auf den Nord-Süd-
Transitachsen;

Evaluieren von Verbesse-
rungen für die Verbindungen
mit dem Ausland, namentlich
mit Deutschland (Anschlüsse
im Raum Basel) und Italien
(Südanschlüsse);

Abstimmen der Arbeiten
mit dem Konzept und den
Projekten der 2. Etappe der
BAHN 2000;

Abklären der Finanzie-
rungsmöglichkeiten für die
Ausbauten der Nord-Süd-
Achsen des schweizerischen
Schienennetzes nach FinöV.

Dies wiederum soll die
Grundlage für die angekün-
digte Gesamtschau bilden.
Die ganze Thematik ist im Zu-
sammenhang mit den vom BR
vorgeschlagenen Dringlich-
keits- und Infrastrukturfonds,
also dem so genannten Dopo
Avanti, zu betrachten. Ziel
des Bundesrates ist es, die in
der Spezialfinanzierung Stras-
senverkehr aufgelaufenen
zweckgebundenen Mineralöl-
steuergelder zu einem grossen
Teil für die Finanzierung des
öffentlichen Verkehrs zu ver-
wenden. Damit dieser Vor-
schlag umgesetzt werden kann
ist mit grosser Wahrschein-
lichkeit für 2010 mit einer Er-
höhung des Mineralölsteuer-
zuschlags zu rechnen.

Luftfahrt
ohne Swiss

Herausforderungen zeigen
sich nicht nur beim Land-
verkehr, sondern auch beim
Luftverkehr. Die Luftfahrts-
politik bleibt auch nach dem
unrühmlichen Verscherbeln
unserer nationalen Airline an
die Lufthansa ein Thema. Es
geht nun um die Frage, wie
der Anschluss der Schweiz an
den internationalen Luftver-
kehr gewährleistet werden
kann, vor allem dann, wenn
sich die Schweiz durch immer

Nachruf
weniger Qualität und Leis-
tung selber ins wirtschaftliche
Abseits manövriert. Die Ver-
kehrskommission des Stände-
rates hat dem Bundesrat da-
her 5 Massnahmen vorge-
schlagen:

Die Standortkantone neh-
men die politische Steuerung
auf kantonaler Ebene wahr.

Der Bund gewährleistet
die nationalen Interessen an
der Flugplatzbenutzung.

Der Bund nimmt innen-
und aussenpolitisch auf die
Kantone Rücksicht und ge-
währleistet ihre Gestaltungs-
freiheit.

Das Instrumentarium von
Sachplan und Betriebsregle-
ment soll konsequent zwei-
stufig gestaltet werden.

Um die Wettbewerbsfähig-
keit der schweizerischen Flug-
plätze zu gewährleisten, wer-
den die Erträge aus der Kero-
sinbesteuerung künftig zur
Deckung der Aufwendungen
für die Sicherheit und den
Lärmschutz verwendet.

Die Vorschläge der Kommis-
sion gehen in ähnliche Rich-
tung wie die Forderungen der
SVP, welche an der Presse-
konferenz vom 8. Februar
2005 in Zusammenhang mit
dem Verkauf der Swiss formu-
lierte und sind geeignet, diese
Forderungen zu erfüllen.

Rüstungspro-
gramm 2004bis

Nachdem das Parlament das
Rüstungsprogramm mit den
beiden überflüssigen Trans-
portfliegern abgelehnt hat,
kommt nun das entschlackte
Programm von 409 Mio. Fran-
ken, das heisst die Integrati-
on von Data-Link in das
FLORAKO-System, die Be-
schaffung von Betriebsstoff-
Betankungscontainern, ballis-
tischen Helmen sowie von
Simulationsunterstützungs-
mitteln für Gefechtsübungen,
auf die Traktandenliste und
wird den Rat diesmal wohl

passieren. Damit ist die nach
der Ablehnung des Rüstungs-
programms eingereichte Mo-
tion der SVP erfüllt.

Die sicherheitspolitische
Kommission des Ständerates
hat aber bereits den Wunsch
geäussert, dass die Beschaf-
fung der Transportflugzeuge
baldmöglichst wieder traktan-
diert wird. Und wie jüngst be-
kannt wurde, wird dies
alsbald auch so sein. Dies und
die neusten Ausbaupläne ma-
chen eine erneute Diskussion
über die Ausrichtung der
Landesverteidigung nötig. Die
Schweiz braucht eine starke
Armee. Sind die Mittel knapp,
sind sie dort zu konzentrieren,
wo der Primärauftrag liegt,
das heisst im eigenen Land.

Auslandeinsätze wurden zwar
an der Urne bejaht, damit ist
aber kein Ausbauauftrag ver-
bunden, sondern lediglich ein
Einsatz in beschränktem Rah-
men. Dass die Linke das
Schwergewicht anders setzt
ist klar. Sie gefällt sich in der
Rolle der Weltpolizei, die über
vermeintliche Schurkenstaa-
ten urteilt. Aussenministerin
Calmy-Rey macht’s ja vor. In
dieses Fahrwasser sollte die
Schweiz nicht noch stärker
geraten. Auslandeinsätze sind
daher auf ein absolutes Mini-
mum beschränken und eben-
so die Mittel dafür. Die SVP
wird daher auch weitere Vor-
schläge, die auf einen Ausbau
der Armee im Ausland und
einen Abbau der Armee im
Inland abzielen.

Völlig unerwartet ist unser lieber Fraktionskollege,
Nationalrat Christian Speck aus Oberkulm (AG) aus unserer
Mitte gerissen worden. Noch fassen wir kaum, dass er von
uns gegangen ist. Er war ein kompetenter und ehrlicher
Politiker, der nicht nur in seiner Gemeinde und seinem
Kanton, sondern seit seinem Amtsantritt als Nationalrat
anno 1995 auch in Bundesbern viel geleistet hat.

Als Fachmann in der Schweizer Energiewirtschaft und
Präsident der Kommission für Umwelt, Raumplanung
und Energie des Nationalrats hat er so manches Geschäft
in die richtigen Bahnen gelenkt. Mit seiner Integrität und
seiner Geradlinigkeit war er uns dabei stets ein Vorbild.
Sein Schalk sorgte aber auch für viele heitere Momente
im strengen Alltagsgeschäft.

Er wird uns fehlen.

Für die Fraktion
Nationalrat Caspar Baader,

Fraktionspräsident der Bundeshausfraktion



12 Bestellung SVP Shop

........ Expl. Rucksack schwarz, hochw. Gewebe, angenehme Tragriemen Fr. 25.--

........ Expl. Sitzungsmappe schwarzes Kunstleder, A4, diskrete Logo-Prägung Fr. 49.--

........ Expl. Sonnenbrille rot, mit Schweizer Kreuzen und drei versch. Gläsern Fr. 129.--

........ Expl. Pin ab 10 Stk./Fr. 4.-- Fr. 5.--

........ Expl. Polo-Shirt dunkelblau weiss / Grösse ........ (S, M, L, XL, XXL) Fr. 40.--

........ Expl. Post-it Block à 50 Blatt Fr. 2.--

........ Expl. Offiziersmesser Original Victorinox Fr. 20.--

........ Expl. Kleber Bogen à 35 Kleber Fr. 6.--

........ Expl. Jass französisch deutschschweiz Fr. 3.--

........ Expl. Ballone Sack à 50 Stück Fr. 40.--

........ Expl. Kugelschreiber Fr. 2.50

Name ................................................................................................ Vorname ......................................................................

Adresse .......................................................................................... PLZ/Ort ............................................................................

Telefon ..................................................................... Mail ...................................................................................................

Ort ................................................ Datum ................................................. Unterschrift ...........................................................

Bitte Talon einsenden an: Generalsekretariat SVP, Postfach 8252, 3001 Bern, per Fax an 031 300 58 59 oder Mail gs@svp.ch

SVP Polo-Shirts:

Die Geschenk-Idee!

Online-Bestellung auf www.svp.ch

Wettbewerb

Lösungsantwort: ..................................................................................................................................................................

Name ................................................................................................ Vorname ...................................................................

Adresse ......................................................................................................... PLZ/Ort ..........................................................

Talon einsenden an: Generalsekretariat SVP, Postfach 8252, 3001 Bern, per Fax an 031 300 58 59 oder Mail gs@svp.ch

Einsendeschluss: Freitag, 10. Juni 2005

Welcher Eidg.
Parlamentarier verbirgt
sich hinter diesem Bild?

Kleiner Tipp:
Der gesuchte Parlamentarier
ist in dieser Ausgabe abgebildet.

Unter allen
richtigen
Einsendungen
verlosen wir
3 praktische
SVP-Sackmesser

Die Wettbewerbs-Gewinner aus der Ausgabe Nr. 4 / 2005
Ein SVP-Foulard gewonnen haben:
Kurt Aebersold, Thörigen / Ulrich Kohler, Baden / Xaver Schacher, Steg

    Gesucht wurde Nationalrat Hans Kaufmann (ZH)
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Die Reformen können beginnen!
Die Junge SVP Schweiz hat seit etwas mehr als einen Monat eine
neue Parteileitung, welche an der Generalversammlung in Basel
von den Mitgliedern der grössten schweizerischen Jungpartei deut-
lich gewählt wurde. Die letzten Monate waren für die Jungpartei
nicht immer einfach, die Wogen glätten sich und die Junge SVP
Schweiz kann mit dem Reformprozess beginnen.
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Die Parteileitung der Jungen
SVP Schweiz hat schon zu
Beginn des neuen Jahres un-
ter der Leitung der damaligen
interimistischen Präsidentin
Désirée Stutz eine Reform-
kommission (ReKo) ins Le-
ben gerufen. Die Kommission
und deren Mitglieder, welche
aus allen Regionen der Schweiz
kommen) wurden daraufhin
vom Leitenden Ausschuss der
Jungen SVP Schweiz einstim-
mig gewählt. Zum Präsiden-
ten wurde der Luzerner JSVP-
Kantonalpräsident Pirmin
Müller bestimmt, welcher an
die Parteileitung und den Lei-
tenden Ausschuss zu be-rich-
ten hat. Mit Désirée Stutz hat
die Vizepräsidentin der Partei
ebenfalls Einsitz in die Kom-
mission, der neue schweizeri-
sche Präsident, Grossrat Joël
A. Thüring, steht der ReKo
beratend zur Seite.

Der Zeitplan
ist gegeben

Nach diversen Sitzungen wur-
de der entsprechende Zeit-
plan durch die Parteileitung

ausgearbeitet und der Reform-
kommission vorgelegt. Dieser
Zeitplan umfasst die Ausar-
beitung der Reformen, ein
Prozess welcher bis Ende Juni
2005 beendet sein wird. Inner-
halb eines Zeitraums von zwei
Monaten (bis zum 31. August
2005) haben die Kantonal-
sektionen der Jungpartei, in-
klusive der momentan ausge-
tretenen Sektionen und der
Parteileitung der Jungen SVP
Schweiz, die Möglichkeit im
Vernehmlassungsverfahren zu
den Vorschlägen der ReKo
Stellung zunehmen und wei-
tere Ideen und Änderungsvor-
schläge einfliessen zu lassen.
Die Reformkommission, wie
auch die Parteileitung, freut
sich bereits heute auf eine rege
Teilnahme der Kantonalpar-
teien in diesem Vernehmlas-
sungsprozess. In einem zwei-
ten Schritt werden die Ver-
nehmlassungen ausgewertet
und allenfalls in das Arbeits-
papier eingegliedert. Die Ar-
beit der Reformkommission
ist mit der Vorstellung des de-
finitiven Papiers zu Handen
der Parteileitung der Jungen
SVP Schweiz und des Leiten-

den Ausschusses der Jungpar-
tei beendet – die Vorschläge
werden dann verabschiedet.
So hat schliesslich eine aus-
serordentliche Generalver-
sammlung vom 12. November
2005 in Schaffhausen die
Möglichkeit diese Reformen
anzunehmen und so den Pro-
zess des internen Struktur-
wandels zu beenden und per
1. Januar 2006 in Kraft zu set-
zen.

Richtungswei-
sende Reform

Allen Beteiligten ist und soll
klar sein, dass diese Reform
für den Fortbestand der Par-
tei von grösster Notwendig-
keit und Wichtigkeit ist. Ne-
ben vielen parteiinternen und
administrativen Reformen
wird auch die gesamte Struk-
tur der Partei in dieser Re-
formkommission überdacht
und neue Vorschläge erarbei-
tet. Das Ziel neben einer
schlanken, effizienten und
zeitgemässen Parteistruktur
muss eine Reintegration der
ausgetretenen Sektionen so-

wie das Ziel eines eigenstän-
digen Finanzkonzeptes sein.
All diese, und noch viele wei-
tere Punkte, werden von der
Reformkommission nun an
die Hand genommen.

Die JSVP macht
weiterhin Politik

Trotz dieser sehr intensiven
Arbeit wird die Junge SVP
Schweiz und allen voran die
Kantonalsektionen auch wei-
terhin bestrebt sein, ihre Vor-
machtstellung als mitglieder-
und wählerstärkste Jungpartei
der Schweiz zu verteidigen
bzw. auszubauen. Gerade in
dem für die Schweiz mit zwei
richtungsweisenden Abstim-
mungsvorlagen (Schengen/
Dublin und Ost-Personen-
freizügigkeit) wichtigen 2005
sind die Kräfte auch innerhalb
der Jungpartei zu bündeln und
das Engagement nicht zuletzt
auch im Hinblick auf die eid-
genössischen Wahlen 2007 zu
fokussieren. Die Junge SVP
wird, in enger Zusammenar-
beit mit der SVP, alles daran
setzen, dass die Zukunft einer
neutralen, unabhängigen, si-
cheren und freien Schweiz
gewahrt bleibt und sich mit
allen Mitteln dafür einsetzen
und für dieses Anliegen kämp-
fen.

Joël A. Thüring,
Präsident Junge SVP Schweiz
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Schluss mit dem “Majorz-Chnorz”
Am 6. Februar 2004 wurde die kantonale Volksinitiative „Proporz
für die Regierung – gleich lange Spiesse für alle!“ von der SVP Kan-
ton Solothurn eingereicht. Am kommenden 5. Juni stimmen die
Solothurnerinnen und Solothurner über den Wechsel des Wahlsys-
tems bei Regierungsratswahlen ab.
In Zukunft soll die Solothur-
ner Regierung nach dem Pro-
porz-, anstelle des heutigen
Majorz-Wahlsystems, gewählt
werden. Die „Verhältnismäs-
sigkeitswahl“ (Proporz) wird
seit Jahren sehr erfolgreich in
den Kantonen Zug und Tessin
angewendet.

Mehr Bürgernähe
erzeugt wieder

mehr Vertrauen!

Das Wählen nach dem Pro-
porz-Wahlsystem entspricht
dem typischen schweizeri-
schen Politstil. Das Mitreden
und Mitgestalten - auch in der
Regierung - durch alle im
Kantonsparlament mit nam-
haftem Anteil vertretenen Par-
teien, entspricht schlussend-
lich auch dem Volkswillen.
Der Zusammenhalt im Kan-
ton wird durch die proportio-
nale Machtverteilung, die Mit-
beteiligung an Entscheidungs-
prozessen und bei der Konf-
liktlösung längerfristig noch
verstärkt. Gemeinsam regie-
ren heisst auch Verantwor-
tung teilen.

Keine unerwünschten,
versteckten

Blockbildungen mehr!

Bei Proporzwahlen zählt jede
einzelne Stimme! Bei Majorz-
wahlen bleiben grosse Pro-
zentanteile an Stimmen völlig
wirkungslos. Beim heutigen
Mayorz-Wahlsystem ist es

eine Tatsache, dass man mit
einem Stimmenanteil von
über 40 Prozent aller Stim-
menden nicht im ersten Wahl-
gang in die Regierung gewählt
wird. Die Initianten der Ab-
stimmungsvorlage finden das
höchst undemokratisch. Beim
Proporz-Wahlsystem machen
die Parteien hingegen Listen-
verbindungen und legen da-
mit allfällige „Päckli“ offen,
was beim Majorz nicht der
Fall ist.

Keine zweiten
Wahlgänge mehr –

weniger Staatskosten!

Bei Regierungsratswahlen
braucht es inskünftig keine
zweiten Wahlgänge mehr. So-
mit können die Staatskasse,
die Steuerzahler sowie letzt-
lich die Parteikassen, entlas-
tet werden. Ein Regierungs-
ratswahlgang kostet die Steu-
erzahler im Kanton Solothurn
immerhin rund 150‘000 Fran-
ken (Drucksachen, Personal-
kosten in den Wahllokalen,
bei den Oberämtern, der
Staatskanzlei usw.). Hinzu
kommen Wahlkampfkosten
der betroffenen Parteien, der
Kandidaten sowie Kosten der
Medien.

Keine Ersatzwahlen
mehr: Auch das heisst
weniger Staatskosten!

Bei einer Regierungsratsva-
kanz während der Amtsperi-

ode braucht es mit dem Pro-
porz-System keine Ersatz-
wahlen mehr, weil die Partei-
en ihre besten Kandidaten
bereits im Voraus bestimmt
haben und einfach der nächs-
te oder die nächste auf der
Liste nachrückt. Dank der
Regierungsratsproporzwahl
kommt es zudem nicht mehr
vor, dass ein Regierungsrats-
sitz während Monaten unbe-
setzt bleibt, beispielsweise als
Folge eines vorzeitigen ge-
sundheitlichen Regierungs-
ratsrücktritts.

Vereinfachung für
die Wählerinnen

und Wähler

Regierungsratswahlen funkti-
onieren künftig einfacher und
damit genau gleich wie die
Nationalrats-, Kantonsrats-
und Gemeinderatswahlen.
Wahlen werden wieder wirk-
liche Wahlen und verkommen
nicht zu Machtdemonstratio-
nen der nach links und rechts
schielenden Mitte-Parteien.
Ob die Köpfe und Persönlich-
keiten der Kandidaten nun im
Majorz oder im Proporz-Sys-
tem antreten, ist dabei keine
Frage des Wahlsystems.
Schlussendlich sind die Kan-
didaten die gleichen. Es wer-
den bei Proporz wie Majorz
die gleichen Köpfe gewählt.
Doch ist es für die Wähler un-
bestritten einfacher und trans-
parenter, wenn alle Wahlen im
Kanton künftig gleich nach
Proporz funktionieren.

Wahlbeteiligung
verbessern und Leer-
stimmen verhindern!

Wieder über 100‘000 Leerst-
immen wie bei den letzten
Regierungsratswahlen vom
27. Februar 2005 sprechen
klar für einen Wechsel vom
heutigen Majorz- hin zum
Proporz-Wahlverfahren. Leer
wird nämlich dann eingelegt,
wenn das Volk mit den von
den Parteien im Majorzwahl-
system vorgeschlagenen Köp-
fen und Persönlichkeiten
nicht einverstanden ist. Mit
Proporz steht den Wähler-
innen und Wählern eine ech-
te Auswahl zur Verfügung.
Die Zahl der Leerstimmen
sinkt massiv. Der Proporz ist
Ausdruck der direkten Demo-
kratie.

Der Kanton Solothurn ist ein
idealer Proporz-Kanton. Das
Proporz-Wahlsystem ermög-
licht es, dass künftig alle Par-
teien gemeinsam regieren und
Verantwortung tragen kön-
nen. Und es verhindert eine
unerwünschte Machtballung
im Zentrum. Deshalb emp-
fiehlt das Initiativkomitee den
Solothurnerinnen und Solo-
thurnern am 5. Juni ein deutli-
ches JA zum PROPORZ.

Kantonsrat Roman S. Jäggi,
Pressesprecher SVP

Hier
könnte

Ihr
Inserat
stehen!



Kanton: ...........................   Postleitzahl: .............   Politische Gemeinde: ............................................................................

Durch die politische Gemeinde auszufüllen: Die unterzeichnete Amtsperson bescheinigt hiermit, dass oben stehende ............  (Anzahl) Unterzeichnerinnen und Unterzeichner der
Volksinitiative in eidgenössischen Angelegenheiten stimmberechtigt sind und ihre politischen Rechte in der erwähnten Gemeinde ausüben.

Ort: ....................................................

Datum: ....................................................

Die zur Bescheinigung zuständige Amtsperson:

amtliche Eigenschaft: ..........................................................

eigenhändige Unterschrift: ..........................................................

Amtsstempel

Ablauf der Sammelfrist: 18. November 2005 Im Bundesblatt veröffentlicht am 18. Mai 2004

Nr Name, Vorname
Handschrift, Blockschrift

Geburts-
datum

Wohnadresse
Strasse, Hausnummer

Eigenhändige
Unterschrift

Kontrolle
Leer lassen

3

1

2

4

5

Das Initiativkomitee, bestehend aus nachstehenden Urheberinnen und Urhebern, ist berechtigt, diese Volksinitiative mit absoluter Mehrheit seiner
stimmberechtigten Mitglieder vorbehaltlos zurückzuziehen.

Co-Präsidium: Adrian Amstutz, Nationalrat, Feldenstr., 3655 Sigriswil BE, Otto Laubacher, Nationalrat, Bergstr. 86, 6010 Kriens LU, Christian Miesch, Nationalrat,
Erliweg 12, 4425 Titterten BL, Dr. Ulrich Schlüer, Nationalrat, Webergasse 11, 8416 Flaach ZH, Yvan Perrin, Nationalrat, Les Bolles-du-Temple 37, 2117 La Côte-
aux-Fées NE.

Mitglieder: Michaël Buffat, Präsident JSVP VD, Rte d’Echallens, 1418 Vuarrens VD, Reto Caprez, Präsident JSVP AG, Stadtbachstr. 20, 5400 Baden, Jean
Fattebert, Nationalrat, 1682 Villars-Bramard VD, Hans Fehr, Nationalrat, Salomon Landolt-Weg 34, 8193 Eglisau ZH, Oskar Freysinger, Nationalrat, Crettamalerne,
1965 Savièse VS, Jasmin Hutter, Nationalrätin, Heidenerstr. 35, 9450 Altstätten SG, Alex Kuprecht, Ständerat, Sonnenhof 48, 8808 Pfäffikon SZ, Monika
Lienert, Präsidentin JSVP SZ, Breitenstr. 81, 8832 Wilen bei Wollerau, Felix Müri, Nationalrat, Titlisstr. 43, 6020 Emmenbrücke LU, Jacques Pagan, Nationalrat,
Rue Crespin 10, 1206 Genève, Dr. Maximilian Reimann, Ständerat, Enzberghöhe 12, 5073 Gipf-Oberfrick AG, Natalie Rickli, Gemeinderätin, Neuwiesenstr. 31,
8400 Winterthur ZH, Ernst Schibli, Nationalrat, Landstr. 22, 8112 Otelfingen ZH, Albert Sigrist, Kantonsrat, Buechholzstr. 7, 6074 Giswil OW, Jürg M. Stauffer,
Generalsekretär JSVP, Ittigenstrasse 8, 3063 Ittigen BE, Claudia Stöckli, Gemeinderätin, Steinhauserstr. 46, 6300 Zug, Dr. Pirmin Schwander, Nationalrat,
Mosenbachstr. 1, 8853 Lachen SZ, Hansjörg Walter, Nationalrat, Greuthof, 9545 Wängi TG, Walter Wobmann, Nationalrat, Sagigass 9, 5014 Gretzenbach SO,
Hermann Weyeneth, Nationalrat, Quellenweg 20, 3303 Jegenstorf BE, Paolo Clemente Wicht, Präsident SVP TI, Casa Miraval, 6986 Curio TI, Angelika Zanolari,
Grossrätin, Metzerstr. 15, 4056 Basel.

Diese ganze Seite ganz oder teilweise ausgefüllt einsenden an:
Initiativ-Komitee „Für demokratische Einbürgerungen“ - Postfach 23 - 8416 Flaach

Die unterzeichneten stimmberechtigten Schweizer Bürgerinnen und Bürger stellen hiermit, gestützt auf Art. 34, 136, 139 und 194
der Bundesverfassung und gemäss dem Bundesgesetz vom 17. Dezember 1976 über die politischen Rechte, Art. 68ff., folgendes
Begehren:

Die Bundesverfassung vom 18. April 1999 wird wie folgt geändert: Art. 38 Abs. 4 BV (neu)
«Die Stimmberechtigten jeder Gemeinde legen in der Gemeindeordnung fest, welches Organ das Gemeindebürgerrecht
erteilt. Der Entscheid dieses Organs über die Erteilung des Gemeindebürgerrechts ist endgültig.»

Auf dieser Liste können nur Stimmberechtigte unterzeichnen, die in der genannten politischen Gemeinde wohnen. Bürgerinnen und Bürger, die das Begehren
unterstützen, mögen es handschriftlich unterzeichnen. Wer bei einer Unterschriftensammlung besticht oder sich bestechen lässt oder wer das Ergebnis einer
Unterschriftensammlung für eine Volksinitiative fälscht, macht sich strafbar nach Art. 281 beziehungsweise nach Art. 282 des Strafgesetzbuches.

Eidgenössische Volksinitiative
«Für demokratische Einbürgerungen»

Damit die Stimmbürger weiterhin
demokratisch entscheiden können.

Damit uns nicht Richter sagen, was wir zu tun haben.

Damit nicht irgend welche Funktionäre über
die Einbürgerung von Ausländern entscheiden.

Damit das Asylproblem nicht
via Masseneinbürgerungen «gelöst» wird.




